
BEKANNTMACHUNGEN
Sitzung der Bürgerschaft

Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am 
Donnerstag, dem 8. April 2021, um 13.30 Uhr statt.

Hamburg, den 30. März 2021

Die Bürgerschaftskanzlei
	 Amtl. Anz. S. 461

Aufhebung einer Einleitung einer 
Änderung des Flächennutzungsplans

Der Senat beschließt, den Aufstellungsbeschluss vom  
6. Februar 2020 zur Änderung des Flächennutzungsplans 

(F 04/19 – Grün nordwestlich BAB A1 in Billwerder sowie 
Herausnahme Symbol „Einrichtung für Rundfunk und 
Fernsehen“) für den Geltungsbereich östlich der Straße 
Unterer Landweg, zwischen der Bundesautobahn A1 und 
zweier Gewässer, im Stadtteil Billwerder (Bezirk Bergedorf, 
Ortsteil 611) aufzuheben.

Die Aufhebung erfolgt auf Grund des im Planfeststel­
lungsverfahren „Kiesabbau Unterer Landweg, V. Bau­
abschnitt“ am 7. Juli 2020 festgestellten Plans. Nach § 5 Ab­
satz 4 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728, 1793), wird die Planung nachrichtlich in 
den Flächennutzungsplan übernommen. Anstelle der bis­
lang im Flächennutzungsplan dargestellten „Flächen für den 
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Gemeinbedarf, die nicht oder nur geringfügig bebaut wer­
den sollen“ mit dem Symbol „Einrichtung für Rundfunk 
und Fernsehen“ und „Grünflächen“ werden „Wasserflä­
chen“ und in geringem Umfang „Grünflächen“ dargestellt.

Hamburg, den 9. März 2021

Der Senat Amtl. Anz. S. 461

Bekanntgabe des Ergebnisses 
einer allgemeinen Vorprüfung des 

Einzelfalles zur Feststellung, ob eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Firma Lubrizol Deutschland GmbH, Niederlassung 

Hamburg, hat mit Schreiben vom 23. Dezember 2020 bei 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt­
schaft – Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – eine 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzge­
setzes für die Änderung einer Anlage zur Herstellung von 
sauerstoff-, schwefel-, stickstoff- und phosphorhaltigen 
Kohlenwasserstoffen sowie von Bioziden (Ziffern 4.1.2, 
4.1.3, 4.1.4, 4.1.5 und 4.1.18 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) 
auf dem Betriebsgrundstück Billbrookdeich 157, 22113 
Hamburg, beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach über­
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägi­
gen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Um­
weltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten 
Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar­
gelegt.

Hamburg, den 23. März 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 462

Veränderung der Benutzbarkeit von 
öffentlichen Wegeteilflächen im Stadtteil 

St. Pauli – Marseiller Straße –
Gemäß § 7 Absatz 2 des Hamburgischen Wegegesetzes 

in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) 
wird folgende Absicht zur Entwidmung eines öffentlichen 
Wegs bekannt gemacht:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb­
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im Bezirk 
Hamburg-Mitte, Gemarkung St. Pauli-Nord, belegenen 
Wegeflächen Marseiller Straße (Flurstück 1932 [teilweise] 
[etwa 6000 m²] und Flurstück 1363 [etwa 944 m²]) mit sofor­

tiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr entwidmet und 
aufgehoben.

Der räumliche Umfang der Entwidmung ergibt sich aus 
dem Lageplan und ist rot gekennzeichnet. Der Plan über 
den Verlauf der zu entwidmenden Wegeflächen liegt für die 
Dauer eines Monats während der Dienststunden im Fach­
amt Management des öffentlichen Raumes des Bezirksam­
tes Hamburg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, Zimmer B6.136, 
20355 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die Maßnahme berührt werden, Einwendungen im Fach­
amt vorbringen.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 462

Widmung einer Wegefläche in der 
Straße Im Fliederbusch/Bezirk Altona
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 225, eine etwa 
1526 m² große, in der Straße „Im Fliederbusch“ liegende 
Wegefläche (Flurstück 2457) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für zwei nach Westen und drei nach Osten abzweigende 
Wohnwege wird der öffentliche Verkehr auf den Fußgän­
ger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein­
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 22. März 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 462

Widmung einer Wegefläche in der 
Straße Humperdinckweg/Bezirk Altona
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Bahrenfeld, Ortsteil 216, eine 
etwa 2149 m² große, in der Straße Humperdinckweg lie­
gende Wegefläche (Flurstück 2533) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für die nach Süden abzweigenden Wohnwege wird der 
öffentliche Verkehr auf den Fußgänger- und Fahrradver­
kehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein­
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 22. März 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 462
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Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Eilersweg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Alt-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegenen Wegeflächen Eilers­
weg (Flurstücke 721 [4376 m²] und 5917 [1136 m²]), von 
Rahlstedter Straße bis Buchwaldstraße verlaufend, mit 
sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege­
flächen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 12. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 463

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Rahlstedter Dorfplatz –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Neu-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Rahlsted­
ter Dorfplatz (Flurstück 1245 [2666 m²]), zwischen Haus 
Nummern 28 und 30 der Stapelfelder Straße verlaufend, mit 
sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 12. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 463

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Stapelfelder Straße –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Neu-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegenen Wegeflächen Stapel­
felder Straße (Flurstücke 2172 [45707 m²] und 1452 [20 m²]), 
von Rahlstedter Straße bis zur Landesgrenze verlaufend, 
mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewid­
met.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege­
flächen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 12. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 463

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Klettenstieg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkungen 
Neu-Rahlstedt und Alt-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegenen 
Wegeflächen Klettenstieg (Flurstücke 251 [3441 m²], 716 
[128 m²], 704 [482 m²], 4647 [146 m²], 771 [147 m²] und 4648 
[230 m²]), von Rahlstedter Dorfplatz bis Buchwaldstraße 
verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Fuß­
gängerverkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege­
flächen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.
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Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 15. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 463

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Wehlbrook –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Neu-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Wehl­
brook (Flurstück 248 [7625 m²]), von Remstedtstraße bis 
Stellaustieg verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allge­
meinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege­
fläche liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 15. März 2021
Das Bezirksamt Wandsbek

Amtl. Anz. S. 464

Entwidmung von ehemaligen Wegeflächen 
im Bezirk Bergedorf (Speckenweg)

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die in den Lageplänen rot gekennzeichne­
ten Wegeflächen (Flurstücke 5586 teilweise, 5587 sowie 
5589 teilweise der Gemarkung Bergedorf) mit sofortiger 
Wirkung entwidmet und aufgehoben.

Begründung: Die Wegeflächen des historischen Spe­
ckenweges existieren durch die Verlegung seit geraumer 
Zeit nicht mehr.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Bergedorf, Fachamt Management des öffentli­
chen Raumes, Kampweg 4, 21035 Hamburg, eingesehen 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 

nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Bergedorf, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Kampweg 4, 21035 
Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 464

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Hamburg-Mitte 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Hamburg-Mitte der Freien und Hansestadt 
Hamburg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Hamburg-Mitte der Freien und Hansestadt 
Hamburg verboten. Auf Antrag kann nach einer Risiko­
bewertung eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rin­
derhaltungen zugelassen werden, bei denen aufgrund 
der betrieblichen epidemiologischen Situation eine 
Impfung fachlich zwingend notwendig erscheint.

2. 	 Im Gebiet des Bezirks Hamburg-Mitte der Freien und 
Hansestadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in 
einen Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdäch­
tige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.
Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 

sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:
I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
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stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 
Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 

Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
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Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Hamburg-Mitte ver­
fügt hat, ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe 
und Umwelt, Caffamacher Reihe 1-3, 20355 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 18. März 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
– Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –

Amtl. Anz. S. 464

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Hamburg-Altona 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Hamburg-Altona der Freien und Hansestadt 
Hamburg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Hamburg-Altona der Freien und Hansestadt 
Hamburg verboten. Auf Antrag kann nach einer Risiko­
bewertung eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rin­
derhaltungen zugelassen werden, bei denen aufgrund 
der betrieblichen epidemiologischen Situation eine 
Impfung fachlich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Hamburg-Altona der Freien und 
Hansestadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in 
einen Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdäch­
tige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.

Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:

I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
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36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 
Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­

lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
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lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Hamburg-Altona ver­
fügt hat, ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt 
Hamburg-Altona, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe 
und Umwelt, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 22. März 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Altona 
– Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Eimsbüttel 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Eimsbüttel der Freien und Hansestadt Ham­
burg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Eimsbüttel der Freien und Hansestadt Ham­
burg verboten. Auf Antrag kann nach einer Risikobe­
wertung eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rinder­
haltungen zugelassen werden, bei denen aufgrund der 
betrieblichen epidemiologischen Situation eine Imp­
fung fachlich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Eimsbüttel der Freien und Han­
sestadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in einen 
Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdächtige 
Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.

468



Amtl. Anz. Nr. 25 Dienstag, den 30. März 2021

Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:

I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 

Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.
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Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 

bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Eimsbüttel verfügt 
hat, ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt 
Eimsbüttel, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Eimsbüttel 
– Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Hamburg-Nord 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Hamburg-Nord der Freien und Hansestadt 
Hamburg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:
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1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Hamburg-Nord der Freien und Hansestadt 
Hamburg verboten. Auf Antrag kann nach einer Risiko­
bewertung eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rin­
derhaltungen zugelassen werden, bei denen aufgrund 
der betrieblichen epidemiologischen Situation eine 
Impfung fachlich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Hamburg-Nord der Freien und 
Hansestadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in 
einen Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdäch­
tige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.

Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:

I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 

BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 
Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
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Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­

fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Hamburg-Nord ver­
fügt hat, ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt 
Hamburg-Nord, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe 
und Umwelt, Kümmellstr. 6, 20249 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Nord 
– Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Wandsbek 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Wandsbek der Freien und Hansestadt Ham­
burg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Wandsbek der Freien und Hansestadt Hamburg 
verboten. Auf Antrag kann nach einer Risikobewertung 
eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rinderhaltun­
gen zugelassen werden, bei denen aufgrund der betrieb­
lichen epidemiologischen Situation eine Impfung fach­
lich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Wandsbek der Freien und Hanse­
stadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in einen 
Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdächtige 
Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.
Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 

sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:
I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­

stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 
Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
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Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 

Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.
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Für Anordnungen, die der Bezirk Wandsbek verfügt 
hat, ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt 
Wandsbek, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt, Schloßgarten 9, 22041 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 18. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek 
– Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Bergedorf 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Bergedorf der Freien und Hansestadt Ham­
burg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Bergedorf der Freien und Hansestadt Hamburg 
verboten. Auf Antrag kann nach einer Risikobewertung 
eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rinderhaltun­
gen zugelassen werden, bei denen aufgrund der betrieb­
lichen epidemiologischen Situation eine Impfung fach­
lich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Bergedorf der Freien und Hanse­
stadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in einen 
Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdächtige 
Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.

Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:

I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 

36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 
Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
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lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­

lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.
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Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Bergedorf verfügt hat, 
ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt Berge­
dorf, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt, 
Alte Holstenstrasse 65-67, 21029 Hamburg

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Bergedorf 
– Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung von Maßnahmen 

zum Schutz der Rinder vor einer Infektion 
mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 

im Bezirk Harburg 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Bezirk Harburg der Freien und Hansestadt Ham­
burg ordnet gemäß § 2 der Verordnung zum Schutz der 
Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarr­
hoe-Virus (BVDV-Verordnung) in der Fassung vom  
27. Juni 2016 (BGBl. I S. 1483) i.V.m. der Delegierten Ver­
ordnung 2020/689 der Kommission und in Verbindung mit 
dem Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) Folgendes an:

1.	 Die Impfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion 
ist ab dem 31. März 2021 im gesamten Gebiet des 
Bezirks Harburg der Freien und Hansestadt Hamburg 
verboten. Auf Antrag kann nach einer Risikobewertung 
eine befristete Ausnahme von Satz 1 für Rinderhaltun­
gen zugelassen werden, bei denen aufgrund der betrieb­
lichen epidemiologischen Situation eine Impfung fach­
lich zwingend notwendig erscheint.

2.	 Im Gebiet des Bezirks Harburg der Freien und Hanse­
stadt Hamburg dürfen ab dem 31. März 2021 in einen 
Rinderbestand ausschließlich BVDV-unverdächtige 
Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind, soweit die Freie und Hansestadt 
Hamburg gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) 
2016/429 als „BVD-freie Zone“ gelistet ist. Ausnahmen 
können nach Abwägung im Einzelfall genehmigt wer­
den.

Für die vorstehenden Anordnungen wird hiermit die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, so dass 
einem gegen diese Allgemeinverfügung erhobenen Wider­
spruch die aufschiebende Wirkung versagt bleibt.

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gege­
ben und gilt ab dem 31.03.2021.

Begründung:

I

Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseu­
che der Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 
staatlich bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rück­
gang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. 
Die Tilgung der Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe/Mucosal 
Disease und die Anerkennung der Freien und Hansestadt 
Hamburg als BVDV-seuchenfreie Region im Sinne des Art. 
36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseu­
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte 
im Bereich der Tiergesundheit sind das Ziel.

Ein solcher Status ermöglicht es dann, durch verpflich­
tende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die 
Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Hamburg vor 
BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Seit 2016 wurden in 
der Freien und Hansestadt Hamburg keine BVD –Ausbrü­
che festgestellt. Diese günstige epidemiologische Situation 
und die Tatsache, dass der überwiegende Teil der Betriebe 
in der Freien und Hansestadt Hamburg noch nie geimpft 
hat, erlauben den Erlass eines allgemeinen Impfverbotes 
zum 31. März 2021.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status 
„frei von Boviner Virusdiarrhoe“ für die Freie und Hanse­
stadt Hamburg ist gemäß Art. 72 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 1 Buch­
stabe a der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwa­
chung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ 
für bestimmte gelistete und neu auftretende Seuchen (ABl. 
L 174 vom 3.6.2020) das Verbot der Impfung gegen BVDV 
für gehaltene Rinder in der Freien und Hansestadt Ham­
burg.

II

Die Anordnung des Impfverbots in Ziffer 1 der Allge­
meinverfügung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Ver­
ordnung. Danach kann die zuständige Behörde die Imp­
fung der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die 
BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange der Tierseuchen­
bekämpfung nicht entgegenstehen.

Die Einstellungsanordnung in Ziffer 2 ist auf § 38  
Abs. 11 i.V.m § 6 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe c Gesetz zur Vor­
beugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tierge­
sundheitsgesetz – TierGesG) gestützt. Danach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung vor Tierseuchen und 
deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen, soweit durch 
Rechtsverordnung eine Regelung nicht getroffen worden 
ist. Die anderweitig nicht getroffene Regelung, dass nur 
ungeimpfte Tiere in Hamburger Bestände eingestellt wer­
den dürfen, ist notwendig, da eine Unterscheidung von 
Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich 
ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit sicher die 
Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb 
kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 
Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 

477



Amtl. Anz. Nr. 25Dienstag, den 30. März 2021

Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 
der Kommission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb 
nur Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien 
Zone liegt. Den Status „BVD-freie Zone“ nach Art. 72 
Buchstabe f der genannten Delegierten Verordnung strebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg zum 21. April 2021 an.

Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tierseuchen­
bekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I 
dargelegten epidemiologischen Situation in der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. des erreichten Standes der Til­
gung der Tierseuche ist eine Fortführung der Impfung für 
einen Abschluss des Tilgungsverfahrens und zur Inan­
spruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht zielführend. 
Die mit einer Impfung verbundene Unsicherheit in Bezug 
auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmög­
lichkeiten im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für 
die BVDV-freie Rinderpopulation dar.

Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver­
hindert, dass gemäß Ziffer 2 der Allgemeinverfügung 
(i.V.m. § 4 Abs.1 der BVDV-Verordnung) ausschließlich 
BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände in der Freien und 
Hansestadt Hamburg verbracht werden dürfen. Neuinfekti­
onen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht- 
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorsorgliche Schutz­
impfung von Rindern gegen BVDV ist deshalb entbehrlich.

In Rinderbestände in der Freien und Hansestadt Ham­
burg dürfen daher grundsätzlich nur noch BVDV-unver­
dächtige Rinder eingestellt werden, die nicht gegen BVDV 
geimpft worden sind. Dies ist abhängig vom Status der 
Freien und Hansestadt Hamburg als „BVD-freie Zone“ 
nach Art. 72 Buchstabe f der genannten Delegierten Ver­
ordnung i.V.m. Art. 38 der Verordnung (EU) 2016/429. Die 
Veröffentlichung der Liste erfolgt jeweils im Falle einer 
Neufassung unter www.Hamburg.de/tierschutz-tiergesund­
heit. Die Rinder müssen von einer Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 1 BVDV-Verordnung begleitet sein.

Die angeordneten Maßnahmen in Ziffer 1 und Ziffer 2 
des Tenors verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil 
des Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und 
der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie die­
nen damit dem öffentlichen Interesse. Zur Förderung der 
allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit sind Seuchen 
zu bekämpfen und, soweit möglich, zu tilgen. Die im Zuge 
der Allgemeinverfügung getroffenen Maßnahmen sind 
unerlässliche Komponenten bei der BVDV-Bekämpfung. 
Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-unverdächtiger 
Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiterführende 
Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten Erklä­
rung der Seuchenfreiheit gemäß der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission in Anspruch 
nehmen zu können, um diese Seuchenfreiheit auch auf 
Betriebsebene sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um den 
Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation in der Freien und Hansestadt Hamburg 
kontinuierlich zu erhöhen als Voraussetzung zur Anerken­
nung der Freien und Hansestadt Hamburg als BVDV-freie 
Region und die Statuserlangung „Betrieb der frei von BVD 
ist“ für rinderhaltende Betriebe in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg auf Grundlage der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 2020/689 der Kommission.

Um eine Anerkennung durch die EU zu erreichen, sind 
das Impfverbot und die Beschränkung der Einstellungs­
möglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög­
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut 
erreicht werden könnten und die gleichzeitig weniger ein­
schneidend sind.

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am 
freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 
Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich um Nut­
zungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsent­
ziehung dar.

Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förde­
rung der allgemeinen und spezifischen Tiergesundheit 
auch der Gewährleistung des Tierschutzes, je nach Erkran­
kungsart dem Verbraucherschutz ebenso wie der wirtschaft­
lichen Entwicklung des Betriebes. Eine BVDV-Infektion 
kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit 
wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderlichen 
seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum Schutz der 
Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen 
bedeuten für diese Unternehmen nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnahmen, 
welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhal­
tungen in der Region mit niedrigerem seuchenhygieni­
schen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 
sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tier­
halter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit 
ihren Tieren nach Belieben zu verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der anderen freien Bestände und der Tierschutz als zwin­
gende Gründe gegenüber. Zudem dienen die angeordneten 
Maßnahmen dazu, die Anerkennung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 
geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rin­
der eine Verbesserung der Handelsmöglichkeiten für alle 
Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugute­
kommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes­
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.

Darüber hinaus sind in Ziffer 1 und Ziffer 2 der Allge­
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte Ausnah­
memöglichkeiten vorgesehen. So kann bei Rinderhaltun­
gen, bei denen aufgrund der betrieblichen epidemiologi­
schen Situation eine Impfung fachlich zwingend notwendig 
erscheint, bei Vorliegen einer ausreichenden Begründung 
und befürwortenden Stellungnahmen nach Risikobewer­
tung eine befristete Ausnahme vom allgemeinen Impfver­
bot erteilt werden. Ferner können im begründeten Einzel­
fall Ausnahmen vom Verbot der Einstellung geimpfter 
Rinder zugelassen werden.

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung wird auf Grundlage des § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet und 
ist erforderlich, weil eine sofortige Durchsetzbarkeit der 
Anordnung im besonderen öffentlichen Interesse notwen­
dig ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert 
ein besonderes Vollzugsinteresse, welches über jenes hin­
ausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonde­
ren öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchen­
bekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen 
Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleich­
wertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es recht­
fertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung 
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bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren 
Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinaus­
zuschieben. Aufgrund des in der Freien und Hansestadt 
Hamburg erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es 
aus fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die 
angeordneten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu voll­
ziehen. Die Maßnahmen sind sowohl im öffentlichen Inter­
esse wie im Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalter 
unbedingt erforderlich.

Hinweise:

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen 
einige dieser Tierseuchenrechtlichen Anordnungen kön­
nen gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des Tierge­
sundheitsgesetzes als Ordnungswidrigkeit verfolgt und 
nach § 32 Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden.

Zur Durchsetzung dieser Anordnung können die 
Zwangsmittel des § 11 des Hamburgischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes (HmbVwVG) – Zwangsgeld, Ersatz­
vornahme, unmittelbarer Zwang, Erzwingungshaft – ange­
wandt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem die Verfügung erlassenden 
Bezirksamt, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 
Umwelt Widerspruch eingelegt werden. Ein Widerspruch 
hat auf Grund der angeordneten sofortigen Vollziehung 
keine aufschiebende Wirkung.

Gemäß § 80 Absatz 5 VwGO kann beim Verwaltungsge­
richt Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, ein 
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruches gestellt werden.

Für Anordnungen, die der Bezirk Harburg verfügt hat, 
ist der Widerspruch zu richten an das Bezirksamt Harburg, 
Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt, Har­
burger Rathausplatz 4, 21073 Hamburg.

Auf eine vorherige Anhörung der Betroffenen wurde 
gem. § 28 Abs. 2 und 3 des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) verzichtet, da die Anord­
nung im besonderen öffentlichen Interesse liegt und daher 
keinen zeitlichen Aufschub duldet.

Hamburg, den 17. März 2021

Das Bezirksamt Harburg 
– Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt –
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Einberufung der ordentlichen 
Kammerversammlung 2021 der 

Hanseatischen Rechtsanwaltskammer
Hiermit berufe ich gemäß § 1 Abs. 4 der Geschäftsord­

nung der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer i.V.m. §§ 86 
Abs. 1, 87 Abs. 1 BRAO die ordentliche Kammerversamm­
lung auf

Montag, den 26. April 2021, 19.00 Uhr, 
in der Handwerkskammer Hamburg, 

Holstenwall 12, 20355 Hamburg, Saal 304,

ein.

Auf Grund der Corona-Pandemie wird es dieses Jahr 
keinen öffentlichen Teil geben. Die Kammerversammlung 
beginnt unmittelbar mit dem nicht-öffentlichen Teil.

Ich sehe folgende Tagesordnung vor:

  1.	 Jahresbericht des Vorstandes

  2.	 Rechnungslegung des Vorstandes über die Einnahmen 
und Ausgaben der Kammer sowie die Verwaltung des 
Vermögens im Jahre 2020 (§ 73 Abs. 2 Nr. 7 BRAO)

  3.	 Bericht der Rechnungsprüfer; Prüfung der Abrech­
nung des Vorstandes (durch die Kammerversamm­
lung) über die Einnahmen und Ausgaben der Kammer 
sowie über die Verwaltung des Vermögens im Jahr 
2020; Beschlussfassung über die Entlastung des Vor­
standes (§ 89 Abs. 2 Nr. 6 BRAO)

  4.	 Verabschiedung des aktualisierten Haushaltsplanes für 
das Jahr 2021 (§ 89 Abs. 2 Nr. 4 BRAO)

  5.	 Beschlussfassung über die Integration der Umlage zur 
Finanzierung der anwaltsbezogenen Ausbildung der 
Referendarinnen und Referendare in den allgemeinen 
Kammerhaushalt ab dem Haushaltsjahr 2022 (§ 89 
Abs. 2 Nr. 2 BRAO)

  6.	 Beschlussfassung über den Kammerbeitrag für das Jahr 
2022 und Verabschiedung des Haushaltsplanes für das 
Jahr 2022 (§ 89 Abs. 2 Nrn. 2 und 4 BRAO)

  7. 	 Neuwahl eines/einer Rechnungsprüfers/Rechnungs­
prüferin (§ 12 der Geschäftsordnung der Hanseatischen 
Rechtsanwaltskammer)

  8.	 Einführung der elektronischen Wahl für die Wahlen 
zum Kammervorstand und die Wahlen der stimm­
berechtigten Mitglieder der Satzungsversammlung

a) 	 Beschlussfassung über die Änderung der Geschäfts­
ordnung der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer 
zur Einführung der elektronischen Wahl für die 
Wahlen zum Kammervorstand und die Wahlen der 
stimmberechtigten Mitglieder der Satzungsver­
sammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer, 
einschließlich der Ermöglichung von Bekanntma­
chungen außerhalb des Amtlichen Anzeigers (§§ 64 
Abs. 2, 89 Abs. 2 Nr. 1, 191b BRAO)

b) 	Beschlussfassung über eine neue Wahlordnung für 
die Wahlen der Mitglieder des Vorstands der Han­
seatischen Rechtsanwaltskammer und die Wahlen 
der stimmberechtigten Mitglieder der Satzungsver­
sammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer zur 
Einführung der elektronischen Wahl (§§ 64 Abs. 2, 
89, 191b BRAO)

  9. 	 Beschlussfassung über die Änderung der Gebührenord­
nung der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer zur 
Anpassung an die aktuellen Kosten der Kammer und 
zur Einführung neuer Gebührentatbestände, insbeson­
dere für Feststellungsanträge im Anschluss an BGH, 
Urteil vom 14.07.2020 – AnwZ(Brfg) 8/20 – (§ 89 Abs. 2 
Nr. 2 BRAO)

10. 	 Beschlussfassung über die Änderung der Richtlinien 
für Aufwandsentschädigungen und Reisekostenvergü­
tungen zur Anpassung an das aktuelle Berufsbildungs­
gesetz (BBiG) (§§ 89 Abs. 1 BRAO, 40 Abs. 6, 56 Abs. 1, 
77 Abs. 3 BBiG und § 47 Abs. 2 BBiG i.V.m. § 2 Abs. 2 
der Prüfungsordnung für die Durchführung von Zwi­
schen-, Abschluss- und Umschulungsprüfungen für 
den Beruf der/des Rechtsanwaltsfachangestellten)

11.	 Verschiedenes

Es sind keine Gegenstände oder Anträge zur Tagesord­
nung von Mitgliedern innerhalb der Antragsfrist bis zum 
19. Februar 2021 eingegangen.

Es gibt keine Pause. Weder vor, noch nach der Ver­
sammlung gibt es einen Imbiss oder Getränke.

479



Amtl. Anz. Nr. 25Dienstag, den 30. März 2021

Wir beobachten selbstverständlich auch weiterhin die 
Entwicklung der Corona-Pandemie. Sollte sich herausstel­
len, dass eine Präsenzversammlung im April 2021 rechtlich 
nicht erlaubt ist oder nicht zu verantworten ist, wird die 
Präsenzveranstaltung kurzfristig entweder verschoben oder 
abgesagt werden und die Beschlussfassung und die Wahl 
dann ohne Versammlung nach den Vorschriften des Geset­
zes zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Kam­
mern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der 
Patentanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirt­
schaftsprüferordnung und des Steuerberatungsgesetzes 
während der COVID-19-Pandemie (COVID-19-Gesetz zur 
Funktionsfähigkeit der Kammern – COV19FKG) erfolgen.

Hamburg, den 23. März 2021

Hanseatische Rechtsanwaltskammer 
Dr. Christian Lemke, Präsident
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Die Einberufung und die Erläuterungen zur Tagesord­
nung mit dem Wortlaut der gestellten Anträge finden sich 
auch auf der Internetseite der Hanseatischen Rechts­
anwaltskammer unter www.rak-hamburg.de

Feststellung gemäß § 5 UVPG 
(European XFEL GmbH), 

Bekanntgabe des LBEG vom 22. März 2021 
– L1.4/L67007/03-08_02/2021-0005 –

Die European XFEL GmbH legte dem Landesamt für 
Bergbau, Energie und Geologie einen Antrag auf unwesent­
liche Planänderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 
20. Juli 2006 – Az. W 9108 PFV – IV-2006/199 – vor. Inhalt 
dieser Planänderung ist der Anpassungsbedarf bei der 

Umsetzung der Landschaftlichen Begleitplanung auf den 
European XFEL Geländeteilen Bahrenfeld, Osdorf und 
Schenefeld, sowie im Umfeld der European XFEL-Anlage.

Vor Beginn des Genehmigungsverfahrens ist nach § 9 
Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPG) in einer allgemeinen Vorprüfung 
festzustellen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglich­
keitsprüfung durchzuführen ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorge­
nommene Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung für das oben genannte Vorhaben nicht 
erforderlich ist.

Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-
Pflicht sind:

Die geplanten Flächeninanspruchnahmen werden die 
Neuentwicklung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere 
im Planungszustand nicht einschränken, sondern verbes­
sern. Übergeordnete Entwicklungsziele der Kompensa­
tionsmaßnahmenplanung können somit optimiert umge­
setzt werden.

Durch die geplanten Vorhaben ergeben sich keine nega­
tiven Auswirkungen auf das Landschaftsbild, der Gesamt­
eindruck wird sich verbessern.

Gegenüber dem Planfeststellungsbeschluss vom 20. Juli 
2006 – Az. W 9108 PFV – IV-2006/199 – ergeben sich keine 
negativen Veränderungen.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gege­
ben. Sie ist nach § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar.

Clausthal-Zellerfeld, den 22. März 2021

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
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ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0121

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
BPol, Wilsonstraße 49-53b, 22045 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
WDVS-Arbeiten:
4.390 m² Abbeizen vorhandene Fassadenbeschichtung
4.790 m² Tragfähigkeit Untergrund für WDVS prüfem
1.730 m Fensterfaschen aus Vollziegeln abstemmen
4.700 m² Mineralische Dämmung Fassade
680 Stk Lastkonsolen als Fensterbankhalter
60 Stk Lastkonsolen für Montage Fenstergitter
910 m Abdichtung Anschlussfugen
2.480 m Kantenschutz/Armierung der Außenecken
1.730 Anputz-Leisten Fenster und Türen
430 m Fensterbankanschluss
5.050 m² Mineralische Flächenarmierung
5.050 m² Rillenputz
5.050 m² Fassadenanstrich hydrophil
1.700 m Nachbildung Fensterfaschen
420 m Fensterbank Stahlbetonkern mit Riemchen
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430 m Abdichtung Sockelbereich Fassade
650 m² Perimeterdämmung Sockelbereich Fassade
650 m² Armierung Sockelbereich Fassade
530 m² Klinkerriemchen Sockelbereich Fassade
95 m Fensterbank aus Klinker-Platte im Sockelbereich

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 24. Mai 2021
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
4. Oktober 2022

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442763596

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 19. April 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 17. Mai 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
19. April 2021 um 8.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 22. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 384

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 21 A 0122

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Douaumont-Kaserne,  
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
Fenstererneuerung/ Kleintierschutz
Erneuerung von 29 St. Kellerfenstern und Kleintier­
schutzgitter, Erneuerung eines 2-flg. Eingangselemen­
tes mit Oberlicht

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 21. KW 2021  
Aufmaß und Werkplanung
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
39. KW 2021 Abschluss der Montagearbeiten
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Weitere Fristen: Ende 22. KW 2021  
Vorlage der kompletten Werkplanung

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442763605

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor­
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 21. April 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 19. Mai 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

21. April 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 23. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 385

Öffentliche Ausschreibung

Verfahren: BIS ÖA 2021211393 – Lieferung, Montage 
und Inbetriebnahme eines Schiffsmaschinensimulators

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Lieferung, Montage und Inbetriebnahme eines Schiffs­
maschinensimulators

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne­
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag der 
Wasserschutzpolizei-Schule den Abschluss eines Ver­
trages über die Lieferung, Montage und Inbetrieb­
nahme eines Schiffsmaschinensimulators, bestehend 
aus einem Instructor-Arbeitsplatz und sechs Trainee-
Arbeitsplätzen sowie dessen Wartung.

Ort der Leistungserbringung: 20457 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Entfällt

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­
terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=XL %252fHilr %252bqow %253d) 

elektronisch abrufbar.
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10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 15. April 2021, 12.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Mai 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. 
Zusätzlich sind folgende Unterlagen vorzulegen:
Befähigung zur Berufsausübung
– 	 Eigenerklärung über die Eignung und Auftragsaus­

führung
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
– 	 Referenzen
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags
– 	 Schutzerklärung zur Scientology-Organisation
– 	 Erklärung zur Verschwiegenheit
– 	 Erklärung zur verbindlichen Lieferzeit
Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla­
gen/Nachweise
– 	 Sicherheitsüberprüfung

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

15)	 Sonstiges:
Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 15. März 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 386

Öffentliche Ausschreibung
Verfahren: BIS 2021212414 – Lieferung eines  

Ackerschleppers für das Bezirksamt Hamburg-Harburg
Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:

Lieferung eines Ackerschleppers für das Bezirksamt 
Hamburg-Harburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne­
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag des 
Bezirksamtes Hamburg-Harburg den Abschluss eines 
Vertrages über die Lieferung eines Ackerschleppers.
Ort der Leistungserbringung: 21077 Hamburg

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Entfällt
9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­

terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

(https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=DNZ9IpZ1WrI %253d
elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 15. April 2021, 14.00 
Uhr, Bindefrist: 23. Juni 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. 
Zusätzlich sind folgende Unterlagen mit dem Teilnah­
meantrag oder Angebot vorzulegen:
• 	 Befähigung zur Berufsausübung:

– 	Steuernummer
– 	Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister
– 	Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschluss­

gründen nach den §§ 123, 124 GWB
– 	gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern, 

Abgaben und Sozialversicherungsbeiträgen
• 	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

– 	Erklärung zur finanziellen Leistungsfähigkeit
– 	Referenzen

• 	 Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Un­
terlagen/Nachweise:
– 	Technisches Leistungsverzeichnis (Anlage 1)
– 	Skizzen, Datenblätter, technische Beschreibun­

gen etc., s. Nr. 2.2 der LB
14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­

lagen genannt (§ 43 UVgO):
15)	 Sonstiges:

Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 16. März 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 387
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Offenes Verfahren

Verfahren: BIS_OV_2021211326 – Monteurleistungen 
für den Einbau von einer IT-Infrastruktur 

in Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr Hamburg

Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Monteurleistungen für den Einbau von einer IT-Infra­
struktur in Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr Hamburg

Ort der Leistungserbringung: 20539 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­
terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Die Auftragsunterla­
gen stehen gebührenfrei zur Verfügung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=1ViiblYrWfg %253d)

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist (Datum und 
Uhrzeit) und Ende der Bindefrist (Datum und Uhr­
zeit):

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 16. April 2021, 12.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Mai 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. 

Zusätzlich sind folgende Unterlagen mit dem Teilnah­
meantrag oder Angebot vorzulegen:

• 	 Befähigung zur Berufsausübung

– 	Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister

– 	Erklärung über die Inanspruchnahme von Eig­
nungsleiher

– 	Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschluss­
gründen nach den §§ 123, 124 GWB

– 	Gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern, 
Abgaben und Sozialversicherungsbeiträgen

• 	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
– 	Erklärung zur finanziellen Leistungsfähigkeit.

• 	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
– 	Falls zutreffend: Erklärung zur Bietergemein­

schaft.
• 	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

– 	Erklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes

– 	Erklärung zur Verschwiegenheit
– 	Erklärung zur Sicherheitsüberprüfung
– 	Firmenangaben
– 	Eigenerklärung Referenzen
– 	Eigenerklärung Anzahl Mitarbeiter

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichster Preis

15)	 Sonstiges:
Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 18. März 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 388

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 132-21 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Denkmalgerechte Sanierung, 
Robert-Koch-Straße 15 in 20249 Hamburg
Bauauftrag: Tischler Innentüren
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 85.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; 
Fertigstellung: ca. November 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. April 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. März 2021

Die Finanzbehörde 389

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV OV 014-21 DK

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Küchentechnik, Friedrichstraße 55, 20359 Hamburg

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 90.000,– Euro

Ausführungszeitraum voraussichtlich: 
Ausführungsbeginn: ca. Mai 2022 (18. KW),  
Fertigstellung ca. Mai 2022 (21. KW)

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. April 2021 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: 

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver­
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter:

http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Hamburg, den 15. März 2021

Die Finanzbehörde 390

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 057-21 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau,  
Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg 
Bauauftrag: Dach und Klempner
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 175.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Mai 2021; Fertigstellung: ca. Mai 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. April 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. März 2021

Die Finanzbehörde 391

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 051-21 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zu- und Ersatzbau, Friedrichstraße 55 in 20359 Hamburg
Bauauftrag: Nachrichtentechnik
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 135.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. November 2021; Fertigstellung: Juni 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. April 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
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Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. März 2021

Die Finanzbehörde 392

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 138-21 JD

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Klassentrakt, 
Lämmersieth 72a in 22305 Hamburg

Bauauftrag: Innentüren

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 47.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. 24. KW; Fertigstellung: ca. 35. KW 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 19. März 2021

Die Finanzbehörde 393

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 136-21 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Altbau,  
Alsterdorfer Straße 39 in 22299 Hamburg 
Bauauftrag: Trockenbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 60.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Mai 2021; Fertigstellung: ca. August 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. April 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 22. März 2021

Die Finanzbehörde 394
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 140-21 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Altbau,  
Alsterdorfer Straße 39 in 22299 Hamburg 

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 246.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021;  
Fertigstellung: ca. Januar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 22. März 2021

Die Finanzbehörde 395

Offenes Verfahren

Verfahren: 2021000010 – Abschluss eines Nutzungsver-
trages für zwei digitale Farb-Produktionsdrucksysteme

Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Leistungsgegenstand ist die Lieferung und betriebsfer­
tige Montage von 2 digitalen Farb-Produktions­
drucksystemen inklusive Wartungsvertrag für die 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW). 
Alle weiteren Dienstleistungen, die mit dem An- und 
Abtransport der Geräte und Verbrauchsmaterialien 
verbunden sind, sind Bestandteil dieser Ausschrei­
bung.
Die Hard- und Softwarelösung muss die zentrale Steu­
erung beider Produktionsdrucksysteme ermöglichen.
Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6)	 Entfällt
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 1. August 2021 bis 31. Juli 2026
Inkl. 2 Verlängerungsoptionen bis maximal 31. Juli 
2028.

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­
terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Die Auftragsunterla­
gen stehen gebührenfrei zur Verfügung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=gPgkuq4XjPE %253d) 
elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 19. April 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Juli 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. 

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 50/50

15)	 Sonstiges:
Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO).

Hamburg, den 22. März 2021

Die Finanzbehörde 396
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Offenes Verfahren
Auftraggeber: GMH | Gebäudemanagement Hamburg 
GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 009-21 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Neubau am Geomatikum,
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg
Bauauftrag:
Rauchschutzdruckanlagen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 471.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
ca. Juli 2021 (Montagebeginn) bis ca. 3. Quartal 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
20. April 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh­hamburg.de/ausschreibungen

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. März 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 397

Gläubigeraufruf

Der Verein Gemeinsam älter werden Neue Lebens- 
und Wohnperspektiven 60 plus e.V., ist aufgelöst worden. 
Zu Liquidatoren wurden Frau Heidrun Eckhorst, Harkort­
straße 42 B, 22765 Hamburg sowie Frau Marion Böhlecke, 
Brombeerweg 14, 21217 Seevetal, bestellt. Die Gläubiger 
werden gebeten, ihre Ansprüche unter der oben angegebe­
nen Adresse bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 3. März 2021

Die Liquidatoren 398

Gläubigeraufruf

Der Verein Society for the Promotion of Academic 
Inter-Cultural Activites (ICA) e.V. (Amts gericht Hamburg, 
VR 14726) mit Sitz in Hamburg, ist aufgelöst worden. Zur 
Liquidatorin wurde Frau Julia Lange, Breitenfelder Straße 
52, 20251 Hamburg, bestellt. Die Gläubiger werden gebe­
ten, sich bei der Liquidatorin zu melden.

Hamburg, den 5. März 2021

Die Liquidatorin 399
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